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Änderungsantrag zu PB.W-01

Nach Zeile 367 einfügen:

Moderner Daten- und Grundrechtsschutz für das 21. Jahrhundert

Wir haben im vergangenen Jahrzehnt das europäische Datenschutzrecht umfassend
modernisiert und weiterentwickelt, so dass es zu einem internationalen Standard
geworden ist. Datenschutz ist ganz gewiss kein Bremsklotz, sondern Voraussetzung für
Vertrauen und Erfolg digitaler Technologien. Ein effektiver, moderner Datenschutz
schützt nicht nur Daten und private Informationen, sondern in erster Linie die
Menschenwürde. Er ist ein wesentlicher Baustein für unsere digitale Zukunft. Auf
mühsam erkämpften Standards dürfen wir uns nicht ausruhen: Angesichts einer
rasanten technologischen Entwicklung und immer neuen Herausforderungen wollen
wir innovative, technische Ansätze zum effektiven Schutz der Privatsphäre ausbauen
und Auditierungen und Zertifizierungen vorantreiben. Als Staat selbst muss dieser mit
gutem Beispiel vorangehen und die wichtige Arbeit der Aufsichtsbehörden stärker
unterstützen, die ihre Kooperation im föderalen und europäischen Zusammenspiel
verbessern, bis hin zur gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung. Ein modernes
Datenschutzrecht muss verstärkt kollektive Schutzschirme spannen und weitergehen
als der rein individuelle Schutz. Der häufig diskriminierende Einfluss von zunehmend
digitalisierten Entscheidungen auf oftmals ohnehin benachteiligte Gruppen muss
zwingend politisch angegangen werden – auch, um mühsam erkämpfte
gesellschaftliche Solidarsysteme nicht zu gefährden oder ein digitales „Kastenwesen“
verhindern.“

Begründung

Ein modernes, innovatives Datenschutzrecht, das vor allem auf technische Lösungen
setzt und europäisch vernetzte, gut ausgestattete, unabhängige Aufsichtsbehörden,
die auch überindividuelle Risiken in den Blick nehmen, schützen Grundrechte effektiv,
geben Unternehmen die nötige Rechtssicherheit und sind längst ein wesentlicher
Standortvorteil.
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